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Die Situation weltweit ist derzeit gekennzeichnet von einem dramatischen Zusammen-
tre�en verschiedener Krisen. Zur Weltklimakrise und Welternährungskrise ist seit Herbst 
2008 die Finanz- und Wirtschaftskrise hinzugekommen. Ihre Wellen haben ausgehend 
vom Epizentrum USA inzwischen alle Regionen der Erde erreicht. Weltbank und In-
ternationaler Währungsfonds (IWF) haben angesichts dieser Krisen für die Länder des 
Südens bereits symbolisch den »Entwicklungsnotstand« ausgerufen. Sie warnen davor, 
dass durch die Krisen alle Fortschritte bei der Bekämpfung von Hunger und Armut, ins-
besondere bei der Verwirklichung der internationalen Entwicklungsziele, einschließlich 
der Millenniumsentwicklungsziele (Millennium Development Goals, MDG) zunichte 
gemacht werden.

Die internationale Finanz- und Wirtschaftskrise hat ihren Ursprung und Ausgangspunkt 
in den westlichen Industriestaaten. Die Auswirkungen und Folgen sind weltweit spür-
bar. Millionen von Menschen sind in ihrer Existenz von einer Krise bedroht, an deren 
Entstehung sie keine Schuld haben. Die Bewältigungskapazitäten zum Umgang mit der 
Krise sind höchst ungleich verteilt: In Deutschland stehen rund 500 Milliarden Euro zur 
Stützung von Banken zur Verfügung. Die USA pumpen mehr als 730 Milliarden Euro in 
Konjunkturprogramme. Bezahlt werden diese Ausgaben vornehmlich aus Steuermitteln. 
Die Folgen erhöhter Staatsverschuldung tre�en alle Steuerzahler gleichermaßen und die 
sozial Benachteiligten damit proportional am stärksten.

Auch die Länder des Südens sind von den Auswirkungen der Krise betro�en, haben 
zumeist jedoch nicht die Möglichkeit, milliardenschwere Rettungspakete oder Ban-
kenschutzschirme zu �nanzieren. Arbeitsplatzverlust und Armut tre�en Millionen von 
Menschen in diesen Ländern mit ungebremster Wucht.

Hauptverlierer der Krise sind die ohnehin gesellschaftlich Benachteiligten: Arme, Land-
lose, Migranten, junge Mütter � und die Kinder. Sie leiden am meisten unter den Folgen 
der Krise. Während es den Anschein hat, dass Ende 2009 die Talsohle der globalen 
Wirtschafts- und Finanzkrise in Europa und den USA überwunden ist und die Wirtschaft 
wieder wächst, haben die Wellen des globalen »Finanz-Tsunamis« die Länder Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas mit Zeitverzögerung erfasst. Erst allmählich zeichnen sich 
die Auswirkungen in ihrem ganzen Ausmaß ab: Die Preise auf den Rohsto�märkten 
sind eingebrochen. Der Preisverfall führte für Länder wie Sambia oder Chile zu einem 
drastischen Rückgang der Exporteinnahmen. Als direkte Konsequenz sinken dort auch 
die Staatseinnahmen, die gerade in einigen afrikanischen Ländern infolge des Rohsto�-
booms der letzten Jahre erst mühsam gestiegen waren.

Als Folge der wirtschaftlichen Rezession sank auch die Nachfrage nach verarbeiteten 
Exportgütern. Nach Schätzungen der UN wird der Welthandel 2009 um elf Prozent 
schrumpfen. Besonders betro�en sind davon Länder wie China, die auf Empfehlung von 
IWF und Weltbank auf die Exportindustrie als Motor ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
gesetzt haben. Dort haben bereits Tausende von Firmen ihre Tore geschlossen, etwa 35 
Millionen Wanderarbeiter haben bisher ihren Job verloren. Verschärft wird die �nanzielle 
Lage in den Ländern des Südens durch den drastischen Rückgang der privaten Kapital-
�üsse. Nach Schätzungen des IWF wird 2009 aus den Entwicklungs- und Schwellenlän-

�



dern Kapital im Umfang von netto etwa 190,3 Milliarden US-Dollar an die Banken und 
Unternehmen im Norden ab�ießen. Der Kapitalmangel kann auch durch die Rücküber-
weisungen von Arbeitsmigranten in ihre Heimatländer nicht kompensiert werden. 2009 
werden diese Überweisungen nach Weltbankschätzungen um rund fünf Prozent zurückge-
hen. Fazit: Angesichts von schrumpfenden Deviseneinnahmen und abgeschwächtem Wirt-
schaftswachstum verschlechtern sich die Verschuldungsindikatoren vieler Länder drama-
tisch. In mindestens 13 Entwicklungsländern ist (nach Berechnungen von erlassjahr.de) 
das Risiko einer kurzfristigen Staateninsolvenz hoch. Erschwert wird die Lage für viele 
Entwicklungs- und Schwellenländer durch die erhebliche Abwertung ihrer Währungen 
gegenüber dem Dollar. Seit dem Herbst 2008 haben einige Währungen zwischen 20 und 
50 Prozent ihres Wertes eingebüßt. Dies verteuert den Schuldendienst erheblich, da dieser 
in der Regel in »harter« Währung zu leisten ist.

Als Folge sinkender Exporterlöse, stagnierenden Wirtschaftswachstums und zuneh-
mender Schuldendienstlast wachsen in vielen Entwicklungsländern die Haushaltslöcher. 
Das bedeutet: In Kernbereichen der sozialen Grundversorgung, allen voran Bildung und 
Gesundheit, sind Mittelkürzungen zu befürchten. Als erstes afrikanisches Land hat Tan-
sania angekündigt, sein HIV/Aids-Budget 2009 um 25 Prozent zu reduzieren. Wenn die 
Versorgung Erkrankter mit lebensnotwendigen Medikamenten gefährdet wird, werden 
mehr Menschen an HIV/Aids sterben.

Die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Krise sind für die Menschen in den Ent-
wicklungs- und Schwellenländern dramatisch: Für 60 Länder prognostizieren die UN 
2009 ein Fallen des Pro-Kopf-Einkommens, besonders stark in den Ländern der GUS, 
Subsahara-Afrikas und Lateinamerikas. Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
befürchtet mittlerweile, dass die Zahl der Arbeitslosen weltweit bis Ende 2010 um bis zu 
100 Millionen wachsen werde.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat die Folgen der globalen Ernährungskrise deutlich 
verstärkt: So ist die Zahl der Hungernden weltweit bereits im Jahr 2009 auf über eine 
Milliarde Menschen gestiegen. Sie hat damit seit Beginn der derzeitigen Ernährungskrise 
um über 150 Millionen zugenommen � d.h. um fast das Doppelte der Bevölkerungszahl 
Deutschlands.

Die Gleichzeitigkeit dieser Krisen ist kein Zufall, sondern das Ergebnis des jahrzehn-
telangen Wirkens neoliberaler Wirtschafts- und Finanzpolitik. In vielen Fällen ist sie 
Ausdruck eines irregeleiteten Entwicklungsmodells, das sich am Leitbild nachholender 
Entwicklung orientiert, das ökologisch und menschenrechtlich blind ist, das wirtschaft-
liches Wachstum mit gesellschaftlichem Fortschritt verwechselt, das auf Exportorientie-
rung und Weltmarktintegration setzt, und das Armutsbekämpfung primär als technische 
Herausforderung begreift, bei der die Kategorie sozialer Gerechtigkeit keine Rolle spielt. 
Je konsequenter Länder einem solchen Entwicklungsmodell folgten, umso verwundbarer 
wurden sie für die aktuellen Krisen. Notwendig ist die Rück- bzw. Neubesinnung auf 
ein alternatives Entwicklungs- und Wohlstandsmodell, basierend auf der ökologischen 
Tragfähigkeit, sozialer Gerechtigkeit, demokratischer Teilhabe, kultureller Vielfalt und in-
ternationaler Verantwortung. Das Rad muss nicht neu erfunden werden. Die Grundlage 
eines solchen Modells bilden das internationale Völkerrecht und die universellen Men-
schenrechte, einschließlich der Rechte von Frauen und Kindern.
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Nach Prognosen der UN müssen zwischen 105 und 145 Millionen Menschen mehr in 
Armut leben, als dies ohne die Krise der Fall gewesen wäre. Frauen und Mädchen wer-
den davon überproportional betro�en sein.

terre des hommes zieht aufgrund der vorliegenden Fakten ein ernüchterndes Fazit: Es 
werden wieder weniger Kinder zur Schule gehen, vor allem Mädchen. Die Anzahl der 
Straßenkinder und der Druck auf die Städte durch Migration steigen. Es werden wieder 
mehr Frauen wegen schlechter medizinischer Versorgung bei der Geburt sterben. Auch 
die Armutsprostitution und die Ausbreitung von HIV/Aids werden wieder zunehmen.

Die ILO rechnet mit einem Verlust von 59 Millionen Arbeitsplätzen weltweit. Nach 
einem anfänglichen Anstieg der Arbeitslosenraten bei Männern verlieren nun verstärkt 
Frauen ihre Jobs (Männer: 7,0 Prozent weltweit, Frauen 7,4 Prozent). In den Indus-
trieländern wirkte sich die Finanz- und Wirtschaftskrise zuerst in von Männern domi-
nierten Sektoren aus (u.a. Finanzsektor und verarbeitende Industrie), jetzt greift sie 
über auf Sektoren, in denen traditionell mehr Frauen arbeiten, so zum Beispiel auf den 
Dienstleistungssektor und den Einzelhandel. 

Frauen in Entwicklungsländern sind besonders hart von der Finanz- und Wirtschaftskri-
se betro�en: Sie verfügen seltener über Besitz und Ressourcen als Männer, sind wesent-
lich häu�ger in unsicheren Arbeitsverhältnissen beschäftigt oder werden nach Stücklohn 
bezahlt. Sie verdienen weniger und genießen geringeren sozialen Schutz. Sie und ihre 
Kinder sind der Finanzkrise besonders ausgeliefert, denn durch ihre schwächere soziale 
und wirtschaftliche Stellung haben sie viel weniger Chancen, mit der Rezession fertig 
zu werden. Frauen versuchen, dies zu kompensieren, indem sie längere Arbeitszeiten in 
Kauf nehmen oder sogar eine weitere Arbeit annehmen. Gleichzeitig tragen sie jedoch 
weiterhin die Hauptverantwortung für den Haushalt.

Die Wirtschaftskrise verstärkt bereits existierende Menschenrechtsprobleme weiter und 
verschärft damit die Situation für die Armen und Rechtlosen. Die Regierungen setzen 
ihre Prioritäten auf Investitionen zur Stützung gefährdeter Banken und Unternehmen, 
Menschenrechtsanliegen werden oftmals ignoriert. So führt die Krise u.a. zu Kürzungen 
bei Mechanismen zur Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen, bei der Umsetzung 
entsprechender Gesetze und der �nanziellen Unterstützung von Frauenorganisationen. 
Den alten vorherrschenden Geschlechterstereotypen wird so erneut Vorschub geleistet.

In Zeiten wirtschaftlicher und sozialer Unsicherheit nimmt auch die Gewalt gegen 
Frauen zu. Ein kürzlich in den USA verö�entlichter Bericht stellt fest, dass die globale 
Finanz- und Wirtschaftskrise zu einer Zunahme des Menschenhandels und der sexuellen 
Ausbeutung beiträgt. Arbeitslosigkeit und Armut machen die Menschen anfälliger für 
Menschenhändler. Der Bericht sagt voraus, dass immer mehr Firmen, vor allem in der 
Zulieferbranche, versuchen werden, die Steuer- und Arbeitsschutzgesetze zu umgehen, 
nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitskräfte beschäftigen und damit auch Vorausset-
zungen für den verstärkten Einsatz von billigen Arbeitskräften, von Kinder- und Zwangs-
arbeit scha�en.
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Vom Verlust des Arbeitsplatzes sind auch Kinder betro�en, die zum Lebensunterhalt 
ihrer Familien beitragen. Zum Beispiel die Jungen und Mädchen, die täglich auf den 
zahllosen Müllkippen von Managua, Maputo oder Mumbai nach Metallen und anderen 
recyclingfähigen Materialien suchen. Mit dem Verfall der Rohsto�preise verlieren nun 
Tausende von ihnen ihren Job. Zwar müssen sie nun nicht mehr unter extrem harten und 
ungesunden Bedingungen schuften. Doch mit �nanzieller Unterstützung durch die Regie-
rungen ihrer Länder können sie und ihre Familien nicht rechnen. 

In den vergangenen Jahren wurden auch dank Geldern aus der Entwicklungszusammen-
arbeit im Kampf gegen die Ausbeutung von Kindern Erfolge erzielt. Doch angesichts der 
weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise sind diese Fortschritte gefährdet. Beispielsweise 
konnten mehr Mädchen und Jungen eine Schule besuchen. Durch Arbeitslosigkeit und 
sinkende Löhne wächst der Druck auf die Familien. Im Zeichen der Krise müssen in den 
armen Ländern wieder mehr Kinder die Schule abbrechen, um durch ihre Arbeit zum 
Familienunterhalt beizutragen. Ein staatliches Rettungspaket wie für die bankrotten Ban-
ken in den Industrieländern steht für sie und ihre Familien nicht zur Verfügung.

Die Weltbank hat die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf Frauen und 
Kinder in den armen Ländern des Südens in folgenden Thesen zusammengefasst:

Besonders gefährdet sind Frauen und Mädchen in armen Haushalten in Ländern, in 
denen schon vor der Krise hohe Kindersterblichkeitsraten und eine geringe Schul-
bildung bei Frauen und Mädchen zu verzeichnen waren. Davon sind 15 Länder, ins-
besondere in Afrika, besonders betro�en. In Ländern, in denen bereits ein geringes 
Bildungsniveau bei Frauen herrscht, werden insbesondere Mädchen wieder aus der 
Schule genommen, wenn das Haushaltseinkommen sinkt (Beispiel: Madagaskar).

In Ländern mit bereits hoher Säuglings- und Kindersterblichkeit wird ein sinkendes 
Haushaltseinkommen zu noch höheren Sterblichkeitsraten führen. Schätzungen zu-
folge werden in den Jahren 2009 bis 2015 aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise 
jährlich ca. 200.000 bis 400.000 Säuglinge zusätzlich sterben. Um die Sterblichkeits-
raten zu kompensieren, werden Frauen noch häu�ger schwanger und sind dadurch 
höheren gesundheitlichen Risiken ausgesetzt.

Frauen in Entwicklungsländern sind mit sinkenden Einkommen konfrontiert. Die 
Gründe: Entlassungen in exportorientierten Industriezweigen (Beispiele: Nicaragua, 
Bangladesch, Philippinen) bzw. in der Exportlandwirtschaft (zum Beispiel in Ugan-
da, Thailand und Ecuador), da durch die Finanzkrise die Nachfrage in den Industrie-
ländern sinkt. Weitere Ursachen: fehlende Verfügbarkeit von Kleinkrediten (u.a. in 
Lateinamerika), da die Mikro�nanzinstitutionen nicht mehr ausreichend Geld zur 
Verfügung haben, aber auch durch ausbleibende Überweisungen von im Ausland 
arbeitenden Familienmitgliedern. Einkommensverluste bei Frauen wirken sich meist 
besonders auf das Wohlergehen von Familien aus, da Frauen in der Regel stärker in 
eine bessere Ernährung und den Schulbesuch der Kinder investieren als Männer.
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a) Afrika

Afrika bleibt auch ohne die gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise der ärmste Konti-
nent der Welt. Besonders alarmierend sind die gesundheitliche Situation von schwange-
ren Frauen und die Ernährungslage, vor allem für Kinder. Subsahara-Afrika als Region 
wird kein einziges Millenniumsziel vollständig erreichen. Während aber einige Länder 
des Kontinents in jeder Hinsicht stagnieren oder sogar Rückschritte zu verzeichnen 
haben, sind seit einigen Jahren aus einer Reihe von Ländern beachtliche Entwicklungs-
fortschritte zu berichten. Genau diese Fortschritte sind jedoch gefährdet: Im Zuge der 
Krise haben sich in Subsahara-Afrika die Exporterträge zwar nicht radikal verringert, sie 
sind jedoch auch nicht in dem Umfang gestiegen wie vor der Krise. Die Exportabhän-
gigkeit und die daraus resultierende Gefährdung durch die Finanz- und Wirtschaftskrise 
lässt sich u.a. auch am hohen Anteil der Exporte von Primärgütern am Gesamtexport 
verdeutlichen: Er liegt zum Beispiel in ˜thiopien, Ghana, Kenia, Malawi, Mosam-
bik, Nigeria, Ruanda, Sierra Leone, Sudan, Tansania, Uganda und Sambia bei über 
80 Prozent. In vielen Ländern sind die Überweisungen von Arbeitsmigranten in ihre 
Heimat rückläu�g, gleiches gilt für private Kapital�üsse und für die Wachstumsraten 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP). In einigen Ländern machen die Überweisungen von 
Arbeitsmigranten mehr als fünf Prozent des BIP aus, so zum Beispiel in Sierra Leone 
neun Prozent, in Kenia sieben Prozent und in Nigeria sechs Prozent. Die Krisenanfällig-
keit wird auch deutlich, wenn man die Anteile ausländischer Banken am Bankenkapital 
einzelner Länder betrachtet: Sie betragen beispielsweise in Mosambik 100 Prozent, in 
Uganda 80 Prozent, in Sambia 77 Prozent, in Tansania 66 Prozent und in Ghana 65 
Prozent. Als Folge der wirtschaftlichen Rezession verschlechterten sich die Verschul-
dungsindikatoren vieler Länder. Eine neue Schuldenkrise droht. In etlichen Ländern 
wächst der Druck auf die ö�entlichen Ausgaben und wird sich in den kommenden zwei 
Jahren noch verschärfen.

Die Ernährungskrise in Kenia 
Klar ist, dass die weltweit herrschenden Krisen nicht isoliert voneinander betrachtet 
werden können. Häu�g bestehen Wechselwirkungen, so zum Beispiel in Kenia, wo 2009 
Dürrekatastrophen mit hohen Nahrungsmittelpreisen und sinkenden Staatseinnahmen 
zusammen�elen.

Kenia in Ostafrika zählt zu den Ländern, die von der globalen Ernährungskrise beson-
ders betro�en sind. Trotz zwischenzeitlich sinkender Nahrungsmittelpreise sah sich die 
kenianische Regierung im Januar 2009 gezwungen, den nationalen Notstand auszurufen: 
Rund 3,5 Millionen Menschen benötigten zu diesem Zeitpunkt Nahrungsmittelhilfe. 
Seitdem hat sich die Situation weiter verschlechtert. Bei der Ernährungskrise in Kenia 
spielen u.a. folgende Faktoren eine Rolle:
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Obwohl der Weltmarktpreis für Öl gegenüber seinem bisherigen Höchststand im 
Jahr 2008 gesunken ist, liegt er noch weit über dem Niveau vor der Ernährungskrise 
und verteuert damit auch die Nahrungsmittel. Allein der Maispreis hat sich seit 2007 
verdoppelt. Mais ist vor allem für die armen Bevölkerungsgruppen in Kenia ein sub-
stanzieller Bestandteil ihrer täglichen Ernährung.

Kenia ist von Nahrungsmittelimporten abhängig. Das Zusammentre�en von gestie-
genen Nahrungsmittelpreisen und gleichzeitigen Finanzierungsengpässen des Staates 
infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise zwang die Regierung, die Einfuhr von 
Lebensmitteln einzuschränken. Davon sind die ˜rmsten der Armen, insbesondere 
Frauen und Kinder, am stärksten betro�en.

Der Preis für Trinkwasser ist in Nairobi um bis zu 114 Prozent gestiegen. Durch die 
Trockenheit in dem Land wird der Zugang immer schwieriger, und auch die Qua-
lität des Wassers verringert sich. Besonders schwächere Menschen wie Kinder und 
Alte leiden dadurch unter Durchfallkrankheiten, welche die Nahrungsaufnahme des 
Körpers weiter einschränken. 

Sambias Abhängigkeit vom Kupferpreis
Sambia ist in erheblichem Maße von der Kupferproduktion abhängig. Rund 64 Prozent 
der Exporterlöse stammten 2008 aus dem Verkauf von Kupfer. Als Folge der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise sanken sie 2009 um 30,5 Prozent (2008: 4,0 Milliarden US-
Dollar, 2009: 2,8 Milliarden US-Dollar), einige Kupferminen wurden (vorübergehend) ge-
schlossen, 8.500 Beschäftigte wurden arbeitslos. So schlossen zum Beispiel im Dezember 
2008 die Luanshya Copper Mines. Über 1.500 Bergleute verloren dadurch ihre Arbeit. 
Die Stadt Luanshya lebte vom Bergbau. Die Schließung traf nicht nur die Minenarbeiter 
sondern auch Zulieferer, Geschäfte, soziale Einrichtungen wie Kindergärten und kleine 
Bibliotheken. 

Sambias Staatseinnahmen beruhen zu einem erheblichen Teil auf der Kupferproduktion. 
Als Reaktion auf den Einbruch der Kupferpreise setzten die ausländischen Investoren 
die sambische Regierung unter Druck, die sogenannte Windfall-Steuer zurückzunehmen, 
die diese zur Zeit des expandierenden Kupferpreises Anfang 2008 eingeführt hatte. Die 
Windfall-Steuer wurde auf die außerordentlichen Zusatzgewinne erhoben, die die Kup-
ferkonzerne verzeichneten. Dem Druck der ausländischen Investoren hielt die Regierung 
nicht stand und nahm im Januar 2009 die noch junge Steuer wieder zurück. Die Regie-
rung ging sogar noch weiter, senkte den Steuersatz für Dieseltreibsto� von 30 auf sieben 
Prozent und scha�te Zölle für verschiedene Kupferprodukte ganz ab. Die Kombination 
aus verminderten Exporten, dem gesunkenen Kupferpreis und niedrigeren Staatseinnah-
men, verstärkt durch den Wegfall der Windfall-Steuer, riss ein großes Loch in den ö�ent-
lichen Haushalt. Die Einnahmen sanken 2009 gegenüber den ursprünglichen Planungen 
um 13,2 Prozent. Als Folge musste die Regierung zusätzliche inländische Schulden auf-
nehmen und ihre Ausgaben um 8,3 Prozent kürzen. Davon betro�en war unter anderem 
das Gesundheitssystem.
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b) Asien

Rund die Hälfte der armen Menschen weltweit lebt in Südasien; etwa die Hälfte aller 
Kinder dieser Region gilt als arm. Schon vor den oben beschriebenen Krisen lebte dort ein 
Fünftel der Bevölkerung in Armut und Unterernährung. Von den unter Fünfjährigen sind 
45 Prozent unterernährt, was sogar die Raten für Subsahara-Afrika noch übertri�t. Durch 
die Finanz- und Wirtschaftskrise verschärfte sich die Lage in allen südasiatischen Ländern: 
Die globale Nachfrage nach Exportgütern sank, die In�ation, insbesondere bei Nahrungs-
mitteln verstärkte sich � in einigen Ländern gab es Preissteigerungen von mehr als zehn 
Prozent, die Spielräume für Staatsausgaben wurden immer enger. In Ostasien, wo es im 
letzten Jahrzehnt ein solides Wirtschaftswachstum gegeben hatte, droht die Finanz- und 
Wirtschaftskrise die Fortschritte wieder zunichte zu machen. Schätzungen der Weltbank 
zufolge werden jetzt allein in Ostasien 10,2 Millionen Menschen, die ursprünglich der 
absoluten Armut entkommen waren, weiterhin unterhalb der Armutsgrenze leben müssen. 

Weitere Berichte und Untersuchungen aus Asien dokumentieren, dass die Wirtschafts- 
und Finanzkrise ähnlich negative Folgen für Kinder und Jugendliche haben wird, wie 
schon die Asienkrise 1997/1998. So werden sich beispielweise die Folgen von Unter-
ernährung, Vernachlässigung, Gewalt oder fehlender Schulbildung bei Kindern in ihrem 
ganzen späteren Leben bemerkbar machen und sich ggf. auch auf die nächsten Generati-
onen übertragen. 

Arbeitsplatzverluste und Schulabbrüche in Indien
In Indien sind zwar nur fünf Prozent der Bevölkerung in den Welt�nanzmarkt integriert, 
und auch das Bankensystem erwies sich als relativ stabil, dennoch gingen zum Beispiel 
in der Edelsteinexportindustrie 200.000 Arbeitsplätze verloren. Für ganz Indien wurde 
der Verlust an Arbeitsplätzen auf zwei Millionen geschätzt. Hinzuzurechnen sind die 
ungezählten Beschäftigten in informellen Familienheimbetrieben, die � oft unter Mithilfe 
der Kinder � dem formellen Sektor zuarbeiten und von denen die Hälfte aufgrund der 
Krise und gleichzeitig steigender Produktionskosten einen Rückgang des Auftragsvo-
lumens erlebte. Gleichzeitig sanken auch die erzielten Einnahmen für die produzierte 
Ware. Wo Eltern ihr Einkommen verlieren und Löhne sinken, während gleichzeitig die 
Preise für die Güter des täglichen Konsums steigen, bedeutet das für die Familien weni-
ger Essen, Kleidung und Medizin. Aktivisten aus den Armenvierteln von Neu Delhi be-
richteten Anfang 2009, dass viele Menschen bereits aus der Stadt aufs Land ziehen und 
Kinder die Schule verlassen, um ihren Eltern zur Hand zu gehen. Und die Erwachsenen, 
die aus dem formellen Beschäftigungssektor in den informellen Sektor verdrängt werden, 
erhöhen die Konkurrenz, auch für die dort bereits arbeitenden Kinder und treiben man-
che in schlechter bezahlte und gefährlichere Jobs. 

Kambodschas Textilindustrie: Menschenwürdige Arbeitsbedingungen?
Kambodscha hat stark unter den Folgen des bis Ende der 1990er Jahre andauernden 
Bürgerkriegs gelitten und gehört heute zur Gruppe der am wenigsten entwickelten 
Länder (LDCs). Mit der Entwicklung und dem Ausbau des Textil- und Tourismussektors 
wuchs die Wirtschaft allerdings beträchtlich: Zwischen 2001 und 2004 verzeichnete sie 
ein Wachstum von durchschnittlich 6,4 Prozent, in den Jahren bis 2007 sogar von bis zu 
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neun Prozent. Vor der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise arbeiteten in der Textilin-
dustrie ungefähr 350.000 Angestellte. Die Textilindustrie trug zu mehr als 70 Prozent zu 
den kambodschanischen Exporten bei. Kambodscha hat sich nicht nur wirtschaftlich ent-
wickelt. Im Rahmen des ILO-Projekts Better Factories Cambodia (www.betterfactories.
org), das aus einem Handelsvertrag zwischen den USA und Kambodscha aus dem Jahr 
2001 hervorgegangen war, wurden auch die Arbeits- und Sozialstandards in Kambod-
schas Textilfabriken spürbar verbessert. Der Handelsvertrag mit den USA hatte Kambod-
scha Zugangserleichterungen zum amerikanischen Markt eingeräumt, wenn das Land 
sich gleichzeitig verp�ichtete, die Arbeitsstandards im Textilsektor zu verbessern. Nach 
Auslaufen des Vertrages Ende 2004 setzte die ILO das Better Factories-Projekt kontinu-
ierlich fort. 

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise hatte aufgrund der hohen Exportabhängigkeit 
Kambodschas gravierende Auswirkungen auf die Textilindustrie des Landes. Die Textilex-
porte in die EU sanken in der ersten Jahreshälfte 2009 um 9,7 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr, die Exporte in die USA brachen im gleichen Zeitraum sogar um 32,5 Prozent 
ein. In der Folge wurden 49 der 307 Textilfabriken geschlossen, mehr als 60.000 Textilar-
beiterinnen, 18 Prozent der Beschäftigten im Textilsektor, verloren ihren Job (Stand: Juni 
2009). Gleichzeitig sanken die Nettolöhne der Beschäftigten, zum einen durch Lohn-
kürzungen, zum anderen durch den Abbau bezahlter Überstunden. Viele Arbeiterinnen 
waren dadurch nicht länger in der Lage, ihre Familien �nanziell zu unterstützen.

92 Prozent der Arbeitskräfte in den Fabriken, die von Better Factories Cambodia über-
wacht werden, sind Frauen. Sie sind von der Krise am schlimmsten betro�en. Zahlreiche 
Textilarbeiterinnen sind zur Prostitution gezwungen, weil sie entlassen wurden oder 
als Folge der Krise immer länger für immer weniger Geld arbeiten mussten. Laut einer 
Umfrage des UN Inter-Agency Project on Human Tra�cking (UNIAP) hatten von 357 
befragten Prostituierten 60 zuvor in der Textilindustrie gearbeitet. Es deutet alles darauf 
hin, dass die Finanz- und Wirtschaftskrise nicht nur die kambodschanische Wirtschaft 
emp�ndlich tri�t, sondern auch dramatische Auswirkungen auf das Leben der Frauen 
und ihre Familien hat. Das Ziel menschenwürdiger Arbeit (decent work), das auch in 
den MDG verankert ist, scheint weiter außer Reichweite zu rücken, obwohl Kambod-
scha mit dem Better Factories-Projekt gute Vorarbeit geleistet hatte.

c) Lateinamerika

Nach sechs Jahren positiver Wirtschaftsbilanz und Stabilität macht die Weltwirtschafts-
krise in Lateinamerika die Schattenseiten der Boomjahre deutlich. Von Wachstumsraten, 
die zeitweise jenseits der fünf Prozent lagen, pro�tierte nur ein geringer Teil der Bevöl-
kerung. Die Schere zwischen Arm und Reich kla�te weiter auseinander. Grundlage des 
Wachstums war eine starke Exportorientierung der Wirtschaft. Hier zeigt die Krise nun 
ihre stärkste Wirkung. Die Nachfrage nach Exportgütern wie Öl, Soja und Kupfer ist 
gesunken und hat zu einem Verfall der Rohsto�preise, zu einer Reduzierung der Produk-
tion und mithin zu steigender Arbeitslosigkeit geführt. Auch Güter und Dienstleistungen 
werden nicht mehr im vorherigen Umfang nachgefragt, wodurch Schlüsselindustrien und 
auch der Tourismussektor beeinträchtigt sind.
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Direktinvestitionen, die über Jahre mit immer größeren Konzessionen zu Lasten von 
Mensch und Umwelt im Rahmen von Freihandelsverträgen angelockt wurden, bleiben 
nun aufgrund fehlender Liquidität der Finanzmärkte aus. In 2009 haben sich die Wachs-
tumsraten deshalb auf unter ein Prozent reduziert. Einige nationale Ökonomien müssen 
sich gar auf ein Nullwachstum einstellen. Betro�en sind hiervon aber nicht allein jene 
Bevölkerungsgruppen, die mal mehr, mal weniger von dem Boom des Exportsektors pro-
�tieren konnten. Auch viele Menschen, an denen diese Entwicklungen vorbeigegangen 
sind, tri�t die Krise. So ist angesichts der ausbleibenden Staatseinnahmen die Zukunft 
der Sozialhilfeprogramme für �nanzschwache Familien, von denen fast 85 Millionen 
Lateinamerikaner abhängen, stark gefährdet. Damit entfällt für diese Familien auch ein 
wichtiger Impuls, ihre Kinder in die Schule zu schicken, denn oftmals ist die Auszahlung 
der Hilfsleistung an deren Schulbesuch geknüpft. Etliche Millionen Menschen, vor allem 
aus Zentralamerika, Mexiko und der Karibik, die in ihren Heimatländern kein Auskom-
men mehr fanden, verdienen inzwischen ihr Geld in den USA und Kanada. Als direkte 
Folge der Wirtschaftskrise dort macht sich ein starker Rückgang der Überweisungen 
dieser Arbeitsmigranten bemerkbar. Die UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika 
CEPAL befürchtet, dass aufgrund der Krise die Ergebnisse von 20 Jahren Hungerreduzie-
rung in Lateinamerika zunichte gemacht würden.

Sinkende Rücküberweisungen in Honduras
Jedes Jahr verlassen Tausende von Honduranern ihre Heimat auf der Suche nach Arbeit. 
Ziel sind dabei vor allem die USA. Ungefähr eine Million Honduraner lebt zurzeit in 
den USA, schätzungsweise 600.000 von ihnen ohne die notwendigen Papiere. Das Geld, 
das von den Migranten nach Hause geschickt wird, ist für viele Familien eine zentrale 
Einkommensquelle. Honduras gilt als das zweitärmste Land in Zentralamerika: Mili-
tärherrschaft, Korruption, die große Ungleichverteilung von Land und Vermögen, hohe 
Kriminalität und Naturkatastrophen trugen zu der schwierigen Lage bei.

2008 haben die im Ausland (vor allem in den USA) lebenden Honduraner 2,7 Milliarden 
US-Dollar als Rücküberweisungen nach Hause geschickt � das entspricht 20 Prozent des 
honduranischen Bruttoinlandsproduktes. Rücküberweisungen sind für Honduras damit 
die wichtigste Devisenquelle. Sie werden allerdings überwiegend für den Konsum und 
nur selten für produktive Zwecke verwendet.

In Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise sind viele Honduraner in den USA arbeitslos 
geworden. Sie konnten weniger oder gar kein Geld mehr an ihre Familien nach Hause 
schicken. Die Rücküberweisungen gingen in den ersten neun Monaten 2009 gegenüber 
dem Vorjahr um 13,1 Prozent zurück. Die Einkommen der betro�enen Familien sanken 
dadurch um 240 Millionen US-Dollar. Dies verschärft die ohnehin schwierige Lage in 
Honduras zusätzlich. Denn das Land wurde von der globalen Wirtschaftskrise erheblich 
in Mitleidenschaft gezogen. Die Exporte in die USA brachen ein, die Importpreise für 
Erdöl und Getreide blieben weiterhin hoch, die Kaufkraft der Bevölkerung sank.

Kolumbien und Chile: Preise für Recycling-Sto�e, Kürzungen bei Sozialprogrammen
Im informellen Sektor sind die Folgen der Krise u.a. aufgrund sinkender Kaufkraft und 
Nachfrage in den städtischen Gebieten spürbar. Betro�en waren vor allem die Müll-
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sammler, die bereits seit Ende 2008 unter sinkenden Preisen für Recycling-Sto�e leiden. 
Laut Befragungen erlebten 85 Prozent von ihnen während der Krise Einkommensein-
bußen. Während im indischen Pune die Abnahmepreise nur um durchschnittlich sieben 
Prozent sanken, sanken sie in BogotÆ oder Santiago de Chile um fast 50 Prozent. Ein 
Viertel der für eine Studie befragten Müllsammler berichtete von der Schließung einer 
Müllsammelstelle in ihrem Wirkungsbereich. Hier sind besonders Kinder und Jugend-
liche von der Straße betro�en, die etwa durch das Sammeln von PET-Flaschen oder 
Altmetallen eine Alternative zu Betteln, Diebstahl oder Prostitution gefunden hatten. 
Auch arbeiten in diesem Sektor überdurchschnittlich viele Eltern zusammen mit ihren 
Kindern, bzw. Eltern kinderreicher Familien.

Auch Sozialprogramme für Kinder und Jugendliche in Kolumbien sind von der Krise be-
tro�en. Die staatlichen Angebote werden über eine P�ichtabgabe auf Unternehmensge-
winne �nanziert, die mit sinkenden Gewinnen ebenfalls schrumpften. Nichtregierungsor-
ganisationen spüren die Folgen ebenfalls und können in ihren Programmen längst nicht 
all die Kinder aufnehmen, die vom Staat nicht mehr betreut werden.

Kinder und Jugendliche sind von den gegenwärtigen Krisen am härtesten betro�en. Ihre 
Rechte werden allzu oft nicht respektiert. Die Lobby für sie ist häu�g schwach. Sie sind 
abhängig von ihren Müttern und Vätern, die oftmals selbst zu den Opfern der Krise 
gehören.

Viele arbeitende Mütter wurden infolge der Wirtschaftskrise arbeitslos und �nden sich 
nun im unsicheren informellen Sektor wieder. Andere, die ohnehin im Niedriglohnsek-
tor, insbesondere der Textilbranche, beschäftigt sind, arbeiten jetzt für weniger Geld oder 
akzeptieren längere Arbeitszeiten, da sie sich aus Sorge um den möglichen Verlust ihres 
Arbeitsplatzes von den Arbeitgebern stärker unter Druck setzen lassen.

Auch viele Mütter und Väter, die als Arbeitsmigranten oder Wanderarbeiter weit entfernt 
von ihren Familien lebten, verloren ihre Arbeit. Viele kehrten aus dem Ausland oder wie 
im Falle Chinas aus den prosperierenden Wirtschaftszentren der Küstenregionen in ihre 
Heimat zurück und sind dort nun mit hoher Arbeitslosigkeit konfrontiert. Für viele Fa-
milien schrumpften die lebensnotwendigen monatlichen Rücküberweisungen oder �elen 
ganz weg.

Die sozialen Folgen von Arbeitslosigkeit und Einkommenseinbußen ihrer Eltern sind für 
die Kinder dramatisch: Häu�g fehlt den Eltern nun das Geld, um eine gesunde Ernäh-
rung und eine ausreichende medizinische Versorgung ihrer Kinder zu gewährleisten und 
die Schulgebühren zu bezahlen. Letzteres ist nicht der einzige Grund dafür, Kinder aus 
der Schule zu nehmen. Oft sparen Eltern zwar zuletzt an den Ausgaben für Bildung, 
die ihren Kindern später ein chancenreicheres Leben verheißen soll. Vielfach müssen 
die Kinder aber stärker zum Familieneinkommen beitragen, damit das Nötigste bezahlt 
werden kann. Das Recht der Kinder auf Schulbildung wird damit den wirtschaftlichen 
Sachzwängen geopfert.
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Als Folge der Einnahmeausfälle in den ö�entlichen Haushalten stehen auch für den Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich häu�g weniger Mittel zur Verfügung. Lehrerinnen und 
Lehrer können nicht mehr bezahlt werden, Krankenhäuser sind unzureichend ausgestat-
tet. Das Familieneinkommen reicht oft kaum für eine ausreichende Ernährung. Die Zahl 
der mangelernährten Kinder stieg infolge der Krise weltweit an. Und der schlechtere 
Gesundheitszustand und die Mangelernährung werdender oder junger Mütter hat zur 
Folge, dass viele Neugeborene untergewichtig sind. Entgegen dem international verein-
barten Millenniumsentwicklungsziel 4 steigt die Sterblichkeitsrate der Kinder unter fünf 
Jahren wieder an.

Besonders betro�en aber sind die zahllosen Kinder, die ihre notleidenden Familien 
verlassen haben und auf eigene Faust auf der Straße leben. Es ist zu befürchten, dass 
ihre Zahl wie in früheren Krisen zunimmt. So war in Thailand als Folge der asiatischen 
Finanzkrise Ende der 1990er Jahre die Zahl der Straßenkinder um zehn bis 15 Prozent 
angestiegen. In Johannesburg berichtete Felix Mulhanga, Regionalkoordinator von terre 
des hommes für das südliche Afrika, bereits im Laufe des Jahres 2009 vom deutlich sicht-
baren Anstieg der Straßenkinderzahl und verstärkter Kinderarbeit. 

Straßenkinder erfahren die Folgen der Wirtschaftskrise ohne den Schutz eines famili-
ären Netzes. Ö�entliche Programme zur Unterstützung von Straßenkindern sind un-
zureichend und drohen im Rahmen staatlicher Sparmaßnahmen gekürzt zu werden. 
Ö�entliche Zentren für Straßenkinder werden geschlossen, weil entweder der Staat die 
Finanzierung streicht oder private Unternehmen ihre Unterstützung aufgrund wirtschaft-
licher Probleme zurückziehen. Vielen Straßenkindern, die sich mit Gelegenheitsarbeiten 
als Schuhputzer, Straßenverkäufer, Lastenträger oder Müllsammler über Wasser hielten, 
brechen die Einnahmen aufgrund sinkender Kaufkraft bzw. des Preisverfalls für Recy-
cling-Sto�e weg.

Es reicht nicht aus, allein die schlimmsten Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise für 
Kinder und Jugendliche abzufedern. Die Krise muss zu einem Perspektivwechsel weg 
von kurzfristigem Pro�tstreben hin zur umfassenden Verwirklichung der Rechte von 
Kindern und ihren Familien führen. Soll die Chance für ein besseres Lebens für diese 
Kinder Realität werden, so ist unabdingbar, ihre Rechte künftig über wirtschaftliche Ver-
wertungsinteressen zu stellen.

terre des hommes hat angesichts der gravierenden Auswirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise auf arme Bevölkerungsgruppen weltweit beschlossen, von der Krise 
betro�ene Jungen und Mädchen verstärkt zu unterstützen und gleichzeitig eine gesell-
schaftliche Diskussion über die Leitbilder für die Krisenbewältigung einzufordern. Denn 
es ist unakzeptabel, dass die gegenwärtige Krisenbewältigungspolitik die kurzfristigen 
Bankinteressen als systemrelevanter behandelt als die Lebens- und Zukunftschancen 
von Kindern und Jugendlichen. Für Banken und Großunternehmen in den Industriena-
tionen wurden in kürzester Zeit milliardenschwere »Schutzschirme« mit ö�entlichen 
Mitteln aufgespannt. Im selben Maße kamen auf unabsehbare Zeit die Staatsbudgets für 
Basisdienstleistungen unter Druck, deren Verfügbarkeit Tag für Tag millionenfach über 
heutige und zukünftige Lebenschancen von Kindern und Jugendlichen entscheidet, wie 
Grundbildung, Gesundheitsdienste oder Wasserzugang. Auch die �nanziellen Beiträge 
für Entwicklungszusammenarbeit wurden und werden in Frage gestellt.
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Als zivilgesellschaftliche Organisation und internationales Kinderhilfswerk fordert terre 
des hommes die Bundesregierung auf, ihrer Verantwortung für die Menschen gerecht 
zu werden, die unter den Auswirkungen der von ihnen nicht verursachten Finanz- und 
Wirtschaftskrise leiden. Die Politik der Bundesregierung darf sich angesichts des Versa-
gens des bisherigen Wirtschafts- und Finanzsystems und der globalen Herausforderungen 
nicht darin erschöpfen, Entwicklungspolitik als Beitrag zur deutschen Außenwirtschafts-
förderung und Bestandteil der Vertretung außenpolitischer Interessen zu de�nieren. 
Sie muss vielmehr darauf ausgerichtet werden, entwicklungsfreundliche Rahmenbedin-
gungen zu scha�en und einen Beitrag zu einem neuen Entwicklungs- und Wohlstands-
modell zu leisten, das tragfähig für alle Gesellschaften in Nord und Süd sein kann.

Die Bundesregierung darf trotz des Handlungsbedarfs bei der Bewältigung akuter Krisen 
ihre Verp�ichtungen zur Unterstützung wichtiger Kernbereiche sozialer Entwicklung 
nicht vernachlässigen. Programme zur Förderung von Grundbildung, Basisgesundheits-
versorgung und Geschlechtergerechtigkeit müssen ausgebaut und gestärkt werden. Die 
international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniumsentwick-
lungsziele (MDG), das Bekenntnis zum EU-Stufenplan (Erhöhung des Anteils entwick-
lungspolitischer Leistungen auf 0,51 Prozent des Bruttonationaleinkommens bis 2010) 
und die Verp�ichtung auf den internationalen Klimaschutz und dessen Finanzierung 
sind Mindestanforderungen an eine zeitgemäße globale Strukturpolitik. Sie dürfen nicht 
in Frage gestellt oder tages- bzw. parteipolitischer Opportunität untergeordnet, geschwei-
ge denn geopfert werden.

Die Bundesregierung ist außerdem aufgefordert, das neoliberale Wirtschafts- und Finanz-
modell zu hinterfragen und durch eine Politik zu ersetzen, die auf der Verwirklichung der 
Menschenrechte, ökologischer Tragfähigkeit, demokratischer Teilhabe, kultureller Vielfalt 
und internationaler Verantwortung basiert. Erforderlich hierfür ist eine breite gesellschaft-
liche Debatte über wirtschaftspolitische Zukunftsperspektiven, die nicht auf schnelles 
Gewinnstreben und den Glauben an ein »Durchsickern« von Entwicklungserfolgen an 
die Basis der Millionen Armen orientiert sind. An dieser Diskussion über Alternativen ge-
rechter und selbstbestimmter Entwicklung wird sich terre des hommes beteiligen und da-
mit auf politischer Ebene einen Beitrag im Sinne eines Schutzschirms für Kinder leisten. 
Solche Lösungswege aus der Krise dürfen dabei nicht von oben herab »für« die Kinder, 
sondern müssen »mit« ihnen entwickelt werden. terre des hommes arbeitet deshalb auch 
mit Partnerorganisationen, die in ihrem gesellschaftlichen Umfeld alternative Entwick-
lungsstrategien jenseits des herrschenden Wirtschaftsmodells entwerfen.

Ein Schutzschirm für Kinder � terre des hommes-Projektbeispiele 

In Indien
In Bellary im südindischen Bundesstaat Karnataka hatten sich vor fast zehn Jahren 
große Konzerne angesiedelt, um die Erzvorkommen auszubeuten. Bauern wurden 
angeworben und verließen ihr Land, weil sie in den Minen mit guten Löhnen rechnen 
konnten. Aufgrund der Rezession sind heute die meisten Minen geschlossen. Die Er-
wachsenen sind arbeits- und mittellos geworden, viele Kinder müssen arbeiten, obwohl 
Kinderarbeit in Indien gesetzlich verboten ist.
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In dem Projekt »Schule schlägt Brücken« kümmern sich die Mitarbeiter der von terre
des hommes geförderten Organisation SEEDS um die arbeitenden Kinder: In der Nähe 
der Minen wurden fünf Schulcamps eingerichtet, in jedem Camp können bis zu 50 
Kinder in ihrer freien Zeit am Unterricht teilnehmen. Kinder, die sehr lange in den Mi-
nen gearbeitet haben, können die sogenannte »Brückenschule« besuchen. Dort stehen 
kostenloses Schulmaterial und ausgebildete Lehrkräfte zur Verfügung. Ziel ist es, die 
Jungen und Mädchen auf den Besuch einer regulären Schule vorzubereiten, denn die 
meisten von ihnen haben noch nie eine Schule von innen gesehen. Derzeit besuchen 50 
Kinder die Brückenschule. Auch für eine bessere Ernährung wird gesorgt: In den schulei-
genen Küchen erhalten die Kinder einmal am Tag eine Mahlzeit. Der Gesundheitsdienst 
und die Schulspeisungen sind kostenlos.

In Sambia
Mehr als die Hälfte der Bevölkerung Sambias lebt unter der Armutsgrenze, fast die Hälf-
te aller Kinder ist mangelernährt. Die Situation hat sich mit der Finanz- und Wirtschafts-
krise noch verschlimmert. In Sambia, das abhängig vom Kupferbergbau ist, hat sich mit 
der Krise der Kupferpreis halbiert. Folglich musste das Land neue Schulden aufnehmen, 
Sozialausgaben wurden gestrichen. Aufgrund der hohen HIV/Aids-Raten müssen viele 
Kinder mit dem Tod ihrer Angehörigen fertig werden oder arbeiten, um sich und ihre 
Geschwister durchzubringen, statt zur Schule zu gehen.

Der terre des hommes-Projektpartner Community Youth Concern (CYC) unterstützt 
diese Kinder durch ein sogenanntes Drop-in-Zentrum. Hierhin bringen Sozialbehörden 
vernachlässigte oder verlassene Kinder. Sozialarbeiter und medizinisches Personal küm-
mern sich um sie. Es wird versucht, Kontakt zu den Familien aufzunehmen und die Ju-
gendlichen zurück in ihre vertraute Umgebung zu bringen. Wo das nicht geht, bleiben sie 
in einem Heim von CYC. Ein wichtiges Ziel der Organisation ist es, Abbrecher zurück in 
die Schule zu bringen. 200 Kinder wurden in den vergangenen drei Jahren in die Schule 
eingegliedert. Auch um die Ernährung kümmert sich CYC: Die Organisation betreibt 
Gemüsegärten, die von den Kindern und Jugendlichen in Eigenregie gep�egt werden.

In Nicaragua
Viele Familien in Nicaragua sind abhängig von den »Remesas«, den Überweisungen, 
die ihnen Angehörige aus den USA oder Costa Rica schicken. Die Remesas sind jedoch 
durch die Krise stark zurückgegangen. Vielen Familien fehlt nun ein wichtiger Posten, 
um ihre Grundausgaben zu decken. In der ländlichen Region Somoto im Norden des 
Landes bauten viele Kleinbauern auf ihren winzigen Parzellen Erdbeeren an, die sich auf 
den lokalen Märkten gut verkaufen ließen. Doch der Markt für Erdbeeren ist inzwischen 
völlig eingebrochen, die Menschen können sie sich nicht mehr leisten. Viele Kleinbauern 
konnten sich jedoch retten, indem sie auf einen ökologisch nachhaltigen Anbau verschie-
dener Produkte umgestellt haben. 

terre des hommes unterstützt mit der Organisation INPRHU ein Projekt zur Ausbildung 
im Öko-Landbau: Junge Frauen und Männer werden zu Öko-Agrartechnikern ausgebil-
det und können nebenher ihren Schulabschluss machen. Sie lernen, wie sie auf ihren 
Parzellen durch den Anbau unterschiedlicher Produkte gute Erträge erzielen können, 
beispielsweise mit Mais, Bohnen und Tomaten. Die meisten haben schnell umgestellt 
und können inzwischen ihre Familie ernähren. Für die Familien, die ihren Anbau um-
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stellen möchten, wird eine Bank für Saatgut eingerichtet. Wer Saatgut bekommt, muss 
hinterher wieder welches einzahlen, so dass die ganze Gemeinde davon pro�tiert. Mit-
telfristig sollen die Bauern erneut in die Lage versetzt werden, genug zu produzieren, um 
wieder Produkte zu verkaufen. Das terre des hommes-Projekt hilft den Gemeinden auch, 
direkte Vertriebswege zu den Großmärkten aufzubauen und dadurch die Zwischenhänd-
ler zu umgehen, die den Bauern sehr wenig zahlen und große Gewinne einstreichen.

Die internationale Finanzkrise hat ihren Ursprung und Ausgangspunkt in den west-
lichen Industriestaaten. Die Auswirkungen und Folgen sind weltweit spürbar. Millio-
nen von Menschen sind in ihrer Existenz von einer Krise bedroht, an deren Entstehung 
sie keine Schuld haben. Die Bewältigungskapazitäten zum Umgang mit der Krise sind 
höchst ungleich verteilt. In den USA und Europa werden aus Steuermitteln Milliarden 
zur Stützung von Banken und für Konjunkturprogramme ausgegeben. Auch die Länder 
des Südens sind von den Auswirkungen der Krise betro�en, haben zumeist jedoch nicht 
die Möglichkeit, milliardenschwere Rettungspakete zu �nanzieren. 

Die globale Dreifachkrise verschärft die Probleme der Entwicklungsländer. Die Kom-
bination von Welternährungs-, Weltwirtschafts- und Weltklimakrise hat für die Entwick-
lungsländer verheerende Auswirkungen. Kapitalzu�üsse sind zum Erliegen gekommen, 
Rohsto�erlöse sinken, zahlreiche Länder stehen vor einer neuen Schuldenkrise. Sinken-
de Staatseinnahmen bedeuten weniger Geld für Gesundheit, Bildung und soziale Siche-
rung. Frauen und Kinder sind von den Folgen der Krisen besonders betro�en. 

Armut, Arbeitslosigkeit und Hunger nehmen zu. Als Folge der Krisen ist die Zahl der 
Hungernden im Jahr 2009 auf über eine Milliarde angestiegen, d.h. etwa jeder sechste 
Mensch auf der Welt hungert. Durch die globale Finanzkrise steigt die Zahl der Men-
schen, die in extremer Armut leben, um über 100 Millionen. Die Internationale Arbeits-
organisation fürchtet, dass auch die Zahl der Arbeitslosen weltweit bis Ende 2010 um bis 
zu 100 Millionen Menschen steigen wird.

Frauen in Entwicklungsländern sind besonders hart von der Finanzkrise betro�en. 
Sie verfügen seltener über Besitz und Ressourcen als Männer, sind wesentlich häu�ger 
in unsicheren Arbeitsverhältnissen beschäftigt oder werden nach Stücklohn bezahlt. Sie 
verdienen weniger und genießen geringeren sozialen Schutz. Sie und ihre Kinder sind 
der Finanzkrise besonders ausgeliefert, denn durch ihre schwächere soziale und wirt-
schaftliche Stellung haben sie viel weniger Chancen, mit der Rezession fertig zu werden.

Erfolge der vergangenen Jahre im Kampf gegen die Ausbeutung von Kindern sind 
durch die Wirtschafts- und Finanzkrise gefährdet. Beispielsweise konnten mehr Mäd-
chen und Jungen eine Schule besuchen. Durch Arbeitslosigkeit und sinkende Löhne 
wächst der Druck auf die Familien. Im Zeichen der Krise müssen in den armen Ländern 
wieder mehr Kinder die Schule abbrechen, um durch ihre Arbeit zum Familienunterhalt 
beizutragen. Ein staatliches Rettungspaket wie für die bankrotten Banken in den Indus-
trieländern steht für sie und ihre Familien nicht zur Verfügung.

16



Kinder und Jugendliche sind den gegenwärtigen Krisen oft schutzlos ausgeliefert. 
Sie sind abhängig von ihren Müttern und Vätern, die oftmals selbst zu den Opfern der 
Krise gehören. Die sozialen Folgen von Arbeitslosigkeit und Einkommenseinbußen ihrer 
Eltern sind für die Kinder dramatisch: Häu�g fehlt den Eltern nun das Geld, um eine 
gesunde Ernährung und eine ausreichende medizinische Versorgung ihrer Kinder zu 
gewährleisten und die Schulgebühren zu bezahlen. Auch müssen die Kinder oft stärker 
zum Familieneinkommen beitragen, damit das Nötigste bezahlt werden kann. Das Recht 
der Kinder auf Schulbildung wird damit den wirtschaftlichen Sachzwängen geopfert. 
Dennoch reicht das Familieneinkommen oft kaum für eine ausreichende Ernährung. Die 
Zahl der mangelernährten Kinder stieg infolge der Krise weltweit an.

Als Folge der Einnahmeausfälle in den ö�entlichen Haushalten stehen auch für den 
Bildungs- und Gesundheitsbereich häu�g weniger Mittel zur Verfügung. Lehrerinnen 
und Lehrer können nicht mehr bezahlt werden, Krankenhäuser sind unzureichend 
ausgestattet. Der schlechtere Gesundheitszustand und die Mangelernährung werdender 
oder junger Mütter hat zur Folge, dass viele Neugeborenen untergewichtig sind. Entge-
gen dem international vereinbarten Millenniumsentwicklungsziel 4 steigt die Sterblich-
keitsrate der Kinder unter fünf Jahren wieder an.

Straßenkinder erfahren die Folgen der Wirtschaftskrise ohne den Schutz eines fa-
miliären Netzes. Ö�entliche Programme zur Unterstützung von Straßenkindern sind 
unzureichend und drohen im Rahmen staatlicher Sparmaßnahmen gekürzt zu werden. 
Ö�entliche Zentren für Straßenkinder werden geschlossen, weil entweder der Staat die 
Finanzierung streicht oder private Unternehmen ihre Unterstützung aufgrund wirtschaft-
licher Probleme zurückziehen. Vielen Straßenkindern, die sich mit Gelegenheitsarbeiten 
als Schuhputzer, Straßenverkäufer, Lastenträger oder Müllsammler über Wasser hielten, 
brechen die Einnahmen aufgrund sinkender Kaufkraft bzw. des Preisverfalls für Recy-
cling-Sto�e weg.

Mit dem Jahresthema 2010 »Schutzschirm für Kinder« holt terre des hommes die 
Kinder und ihre Zukunftschancen aus dem Schatten der Krisendiskussion. Die 
Finanz- und Wirtschaftskrise verschärft den Teufelskreis der Armut aus mangelnder Bil-
dung, Krankheit, Unterernährung und Ausbeutung. Es ist unakzeptabel, dass die Interes-
sen von Millionen Kindern und Jugendlichen bei der gegenwärtigen Krisenbewältigung 
keine erkennbare Rolle spielen und kurzfristige Bankinteressen als systemrelevanter 
behandelt werden als die Lebens- und Zukunftschancen nachfolgender Generationen. 
Für Banken und Großunternehmen in den Industrienationen wurden in kürzester Zeit 
milliardenschwere Schutzschirme mit ö�entlichen Mitteln aufgespannt. Das Geld fehlt 
zur Finanzierung zukunftsrelevanter Dienstleistungen, denn gleichzeitig kamen auf un-
absehbare Zeit die Staatsbudgets für Basisdienstleistungen unter Druck, deren Verfügbar-
keit Tag für Tag millionenfach über heutige und zukünftige Lebenschancen von Kindern 
und Jugendlichen entscheidet. Neben der konkreten Hilfe in Not steht an, dass die Krise 
zu einem Perspektivwechsel weg von kurzfristigem Pro�tstreben hin zur umfassenden 
Verwirklichung der Menschenrechte von Kindern und ihren Familien führt. Dafür ist
terre des hommes mit seinen Unterstützern und Partnerorganisationen unterwegs und 
lädt dazu ein, gemeinsam einen solchen »Schutzschirm« für Kinder in Form von kon-
kreter Hilfe und politischem Druck aufzuspannen. 

17



Verzeichnis weiterführender Literatur und Quellen

Baroni/Dokmanovic/Tisheva/Sikazwe: Gender Equality and the Financial Crisis. In: 
Social Watch Report 2009. Making Finances Work: People First. Montevideo.
www.socialwatch.org/node/799

Garbers, Frank/Strack, Peter: Die Folgen der Weltwirtschaftskrise für Kinder in Entwick-
lungsländern. In: Social Watch Deutschland, Report 2009/Nr. 8. Hrsg.: Brot für die Welt, 
terre des hommes Deutschland e.V. et. al., Oktober 2009.

Global Social Policy Forum: Children and the Economic Crisis. http://gsp.sagepub.com

Harper/ Jones/ McKay/Espey (Overseas Development Institute): Children in times of 
economic crisis. Past lessons, future policies. ODI Background Note, März 2009.
www.odi.org.uk

ILO: Global Employment Trends for Women. International Labour O�ce, Genf 2009.

No Cushion to fall back on: The Global economic crisis and informal workers. Inclusive 
Cities Project, August 2009. www.inclusivecities.org

Patel, Mahesh: Economic Crisis and Children. An Overview for East Asia and the Paci-
�c. http://gsp.sagepub.com

terre des hommes Deutschland/Deutsche Welthungerhilfe: Die Wirklichkeit der Ent-
wicklungshilfe. Siebzehnter Bericht 2009. Bonn/Osnabrück, Oktober 2009.

terre des hommes Deutschland/Global Policy Forum Europe: Die Globale Entwicklungs-
krise. Auswirkungen � Reaktionen � Konsequenzen. Bonn/Osnabrück, Januar 2010.

»The Global Economic Crisis: Including Children in the Policy Response«, vom 9.-10. 
November 2009 von UNICEF und dem Overseas Development Institute (ODI) in Lon-
don veranstaltete Konferenz. http://unicef-odiconference.blogspot.com/

UNDP: The Economic Crisis in Latin America and the Caribbean.
www.undp.org/economic_crisis/lac.shtml

UNICEF ROSA: A Matter of Magnitude. The Impact of the Economic Crisis on Women 
and Children in South Asia, Juni 2009.

UN Secretary-General: The world �nancial and economic crisis and its impact on deve-
lopment. Report of the Secretary-General (UN Dok. A/CONF.214/4 vom 19. Mai 2009).
www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/CONF.214/4&Lang=E

US State Department: Tra�cking in Persons Report. Washington, DC, 2009.
www.state.gov/g/tip/rls/tiprpt/2009

18



19

Wahl, Peter: Food Speculation. The Main Factor of the Price Bubble in 2008. Berlin: 
WEED. www2.weed-online.org/uploads/weed_food_speculation.pdf

World Bank: The Global Financial Crises: Assessing Vulnerability for Women and Children. 
www.worldbank.org/�nancialcrisis/pdf/Women-Children-Vulnerability-March09.pdf

World Bank: Global Monitoring Report 2009. A Development Emergency. Washington, 
D.C. http://go.worldbank.org/D1E2KRLBWO



terre des hommes
Hilfe für Kinder in Not
Ruppenkampstraße 11a
49084 Osnabrück

Spendenkonto  
700 800 700
Volksbank Osnabrück eG
BLZ 265 900 25

Telefon	 05 41/71 01-0
Telefax	 05 41/70 72 33
eMail	 info@tdh.de
Internet	www.tdh.de


